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Anforderungen an das wirtschaftspolitische Wirken 
der PDS 

In der vor uns liegenden Etappe kommt es Mr die PDS 
darauf an, ihre Vorstellungen zu einer Marktwirtschaft, 
die sozial und Okologisch orientiert ist, in Obereinstim-
mung mit dem VereinigungsprozeB der beiden deut-
schen Staaten auszuarbeiten. Sie mussen realistisch 
sein, den sich tatsachlich vollziehenden Prozessen ent-
sprechen und zugleich die programmatischen Zielset-
zungen der PDS berOcksichtigen. Ein solches Konzept 
muB die Politikfahigkeit der Partei und ihre Identitat als 
moderne linke sozialistische Kraft deutlich machen. 

Die PDS geht davon aus, daB sich die Marktwirtschaft 
gegenOber der zentralen Kommandowirtschaft eindeu-
tig als Oberlegen, als effektiver, flexibler und die Kreati-
vitat der Menschen starker fordernd erwiesen hat. 

Sie tritt fur eine Marktwirtschaft em, die Leistung stimu- 
liert belohnt sowie wirtschaftliche Initiative fOrdert. 
Eine solche Wirtschaft ist Bedingung fur die freie Ent-
wicklung des lndividuums, Mr die Verbesserung der 
Lebensqualitat und der BedOrfnisbefriedigung. Die 
Marktwirtschaft 1st far uns das Mittel, um Effeldivi-
tatsfortschritt zu erreichen und auf diese Weise ge-
selischaftliche Bedarfnisse zu befriedigen und 
wachsenden sozialen und Okologischen Anspra-
chen zu genagen. Soziale und Okologische Orientie-
rung bedeutet dabei, an die Bewaltigung globaler, 
sozialer, kultureller und technologischer Probleme so 
heranzugehen, da6 die gegenwartigen und zukOnftigen 
Menschheitsinteressen berOcksichtigt werden und eine 
weitgehende Selbstbestimmung eller Individuen reali-
sierbar wird. Hierzu gehort weiter, daB der damit ver-
bundene Interessenausgleich zwischen Klassen und 
Schichten sowie den Subjekten des politischen und 
wirtschaftlichen Handelns konsequent demokratisch 
vollzogen wird. Es gilt, solidarische Verhaltensweisen 
der arbeitenden Menschen untereinander, gegenOber 
Arbeitslosen, Kindem, alteren BOrgem und sozial 
Schwachen, gegenOber den VOlkem der Dritten Welt 
und auch zukiinftigen Generationen zu fordem. 

In nachster Zeit wird es zur Wahrungs- und Wirtschafts-
union und damit zur weitgehenden faktischen Okonomi-
schen Vereinigung beider deutscher Staaten kommen. 
Das ist em n ProzeB, der mit einer weitgehenden Anglie-
derung der Wirtschaft der DDR an die BRD verbunden 
ist und mit dem sich auf dem Territorium der DDR eine 
kapitalistische Marktwirtschaft herausbilden wird. 

Die PDS sieht es als ihre Aufgabe an, alles zu tun, urn zu 
verhindern, daB in diesem ProzeB der Vereinigung 
— Teile der BevOlkerung sozial ausgegrenzt, ihres 
Sozialschutzes beraubt werden und far bestimmte 
BevOlkerungsgruppen das Lebensniveau unter das 
Existenzminimum sinkt; 
— eine Massenarbeitslosigkeit entsteht; 
— politische, Okonomische und soziale Spannungen 
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oder Krisen zwischen beiden deutschen Staaten bzw. 
gegenuber den europdischen Nachbarn zum Nachteil 
des Einigungsprozesses in Europa hervorgerufen 
werden. 

Dabei ist zu berOcksichtigen, da13 die Lage in der Volks-
wirtschaft der DDR durch einen erheblichen Produktivi-
tdtsrOckstand gegenuber der BAD von etwa 50 Prozent 
und durch einen enormen Kapitalbedarf von ca. 
100 Mrd. Mark jahrlich zur Erneuerung und Modernisie-
rung der materiell-technischen Basis der Produktion 
und der Infrastruktur gekennzeichnet ist. Ein AnschluB 
an das international fortgeschrittene Niveau der Pro-
duktivitdt ist nur zu erreichen, wenn Initiative, Kreativi-
tat, Leistungs- und Risikobereitschaft durch Marktwett-
bewerb und Eigentumsvielfalt sowie erhOhte eigene An-
strengungen zur Kapitalakkumulation mit dem Import 
von Kapital und Know-how aus westlichen IndustrieIan-
dern in groBen Dimensionen verbunden werden. Es 
kann aber davon ausgegangen werden, daB em n bedeu-
tender Tell des Produktivitatsruckstandes durch effek-
tive, 6konomisch motivierte Leitung und Organisation 
des Reproduktionsprozesses und durch Schaffung zu-
verldssiger Kooperationsbeziehungen auf einem funk-
tionierenden Produktionsmittelmarkt sowie durch eine 
auf wirksamer Leistungsstimulierung beruhende hohere 
Arbeitsmoral Oberwunden werden kOnnte. 

Ausgehend von vorgenannten Oberlegungen ergeben 
sich insbesondere folgende Kriterien für das wirt-
schaftspolitische Wirken der PDS: 

— Die PDS geht davon aus, daB wirtschaftlicher Wett- 
bewerb fur die gesellschaftliche Entwicklung unver-
zichtbar ist. 
Welche Form des Eigentums, der realen Aneignung die 
produktivste ist, wird wasentlich von der Entwicklung 
der Produktivkrafte, insbesondere von den differenzier-
ten technologischen, strukturellen, organisatorischen 
Bedingungen sowie dem Grad der Vergesellschaftung 
der Produktion bestimmt. Die PDS tritt deshalb fur eine 
Vielf alt des Eigentums an den Produktionsmitteln sowie 
fur die rechtliche Gleichstellung und gleiche Wett-
bewerbschancen alter Eigentumsformen em. 
Sie setzt sich clef& em, die Produktivitdtspotenzen des 
Gemeineigentums in semen verschiedenen Formen 
bestmOglich wirksam zu machen. 

Die Marktwirtschaft bedarf einer Wettbewerbsordnung, 
die den gesellschaftlichen Zielen Prioritat gegenuber 
dem Gewinnstreben der Untemehmen einrdumt. Sie ist 
deshalb notwendig demokratisch zu gestalten. Die 
Marktwirtschaft, die sich als die Wirtschaftsordnung er-
wiesen hat, die vermittels des Wettbewerbs zu wirt-
schaftlicher Effizienz Kihrt, ist mit erheblictien sozialen, 
Okologischen und kulturellen Problemen und Risiken 

verbunden. Okologisch und sozial orientiertes, dem ge-
sellschaftlichen Fortschritt und den Zukunftsinteressen 
der Menschheit verpflichtetes Handeln ist kein der 
Marktwirtschaft immanentes Prinzip. Der Markt schafft 
weder Vollbeschaftigung noch sichert er den Schutz der 
Umwelt. Eine sozial und okologisch orientierte Markt-
wirtschaft erfordert die demokratische Gestaltung des 
wirtschaftlichen Wettbewerbs und die Offentliche Kon-
trolle des Eigentums. Erst mit einer entwickelten Wirt-
schaftsdemokratie wird politische Demokratie real fur 
alle. Die 6konomischen Aktivitdten sind dabei vor allem 
durch marktkonforme Mittel auf soziale, Okologische 
und kulturelle Erfordernisse zu richten. 
Fur die Durchsetzung demokratischer Verhdltnisse in 
der Wirtschaft ist im Zuge der Vereinigung beider deut-
scher Staaten und der europdischen Integration das Zu-
sammenwirken alter konsequent demokratischen Krdfte 
in Ost und West notwendig. 

— Voraussetzung fur eine vorausschauende demokra- 
tische Gestaltung der wirtschaftlichen Entwicklung sind 
die konsequente politische Gewaltenteilung zwischen 
Legislative, Exekutive und Jurisdiktion, starke Interes-
senvertretungen der Beschaftigten, vor allem Gewerk-
schaften und Betriebsrate, als Grundlage demokrati-
scher Regelung yon Interessenkonflikten. Eine un-
verzichtbare Grundlage für Wirtschaftsdemokratie ist 
die wirksame EinfluBnahme der Volksvertretungen auf 
die wirtschaftliche und soziale Entwicklung. Das betrifft 
insbesondere solche Prozesse, deren Ergebnisse 
nachtraglich nicht oder nur schwer korrigierbar sind. 
Wirtschaftsdemokratie bedingt die umfassende Infor-
mation der Volksvertretungen durch regelmdBige parla-
mentarische Berichte bzw. unabhangige Gutachten 
sowie die Beratung von Zielen und Ergebnissen von 
Programmen, die em n besonderes offentliches Interesse 
aufweisen. Insbesondere die Risiken der Hochtechno-
logien machen deutlich, daB Anderung unerwOnschter 
Ergebnisse des wirtschaftlichen Wettbewerbs sehr auf-
wendig ist und heute nicht mehr ausreicht. Eine voraus-
gehende gesellschaftliche Bewertung strategischer 
Technologie- und Strukturentwicklungen sowie eine 
darauf beruhende EinfluBnahme ist em n unverzichtbarer 
Bestandteil der Wirtschaftsdemokratie. Sie ist zugleich 
eine wichtige Voraussetzung, urn Handlungsspielrdume 
zu schaffen und diese Mr die Zukunftsbewdltigung und 
das SteIlen neuer Aufgaben zu nutzen. Wir befOrworten 
die Einrichtung yielfdltiger gesellschaftlicher Gremien 
auf kommunater, regionaler und volkswirtschaftlicher 
Ebene, damit die Interessen der Burger direkt in staat-
liche Planungen und Entscheidungen einflieBen kOn-
nen. Wirtschaftsdemokratie bedarf der Off entlichen 
Kontrolle durch die Berichterstattung von der Wirtschaft 
unabhangiger, Offentlich-rechtlicher Medien und der 
wirksamen Interessenvertretung der Verbraucher. 
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— Die Mitbestimmung der Burger bei wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen darf nicht vor den Toren der 
Fabriken, Landwirtschaftsbetriebe und Forschungs-
einrichtungen enden. Eine unverzichtbare Grundlage 
fur Wirtschaftsdemokratie 1st die offentliche Kontrolle 
Ober Wirtschaftsentscheidungen der Unternehmen. 
Die Entscheidungen der Unternehmen darOber, welche 
technologisch und okonomisch mOglichen Entwick-
lungen durchgesetzt, welche Innovationsstrategien 
realisiert werden, kann nicht allein nach den Kriterien 
betriebsokonomischer Rationalitat getroffen werden. 
Diese Entscheidungen mussen wirksam durch Inter-
essen beeinfluBt werden, die an sozialen, Okologischen 
und kulturellen Werten orientiert sind. Dazu sind 
vor allem in den GroBunternehmen solche Mitbestim-
mungsmodelle zu etablieren, mittels derer auf recht-
staatlichem Wege Ober Innovations- und Markt-
strategien weitgehend durch Interessenkonsens ent-
schieden wird. In die Aufsichtsrate sind deshalb neben 
den Vertretern der Belegschaft auch Vertreter der 
Kommunen, Okologischer Bewegungen und ggf. der 
Verbraucherorganisationen einzubeziehen. Die PDS 
unterstutzt in dieseni Zusammenhang alle demokrati-
schen Verbraucherorganisationen und unabhangige 
Expertenkommissionen, Stiftungen etc., die durch 
eine Bewertung der Qualitat und Okologischen Ver-
traglichkeit von Produkten und Technologien das 
Verhalten der Verbraucher und Anwender und somit die 
Markt- und Innovationsstrategien der Unternehmen be-
einflussen. 
— Von besonderem Gewicht Kir die demokratische 
Regulierung des wirtschaftlichen Wettbewerbs 1st die 
offentliche Kontrolle Ober die Banken und andere Geld-
institute. Die Mitbestimmung in der Wirtschaft wird 
wesentlich davon beeinfluBt, daB die strategischen Ent-
scheidungen der Banken demokratisiert werden. Die 
PDS tritt deshalb dafOr em, auch in den Aufsichts-
gremien der Banken solche Mitbestimmungsmodelle 
durchzusetzen, die denen in der gewerblichen Wirt-
schaft analog sind. 
— Die PDS tritt kir eine Wirtschaftsverfassung em, die 
sinnvolle Arbeit fur alle, menschenwOrdige und sozial 
gerechte Arbeits- und Lebensbedingungen und kreative 
Entfaltungsmoglichkeiten im Arbeitsproze6 und in der 
Gesellschaft beinhaltet und fOrdert. 
Die Grundrechte auf Arbeit, Wohnen, Bildung, Schutz 
der Gesundheit und Schutz der Natur gehoren in die 
Verfassung. Erforderlich 1st eine aktive Sozial- und 
Beschaftigungspolitik des Staates, die die Arbeits- und 
Lebensbedingungen humaner macht sowie auf die 
Sicherung der verfassungsmaBigen Grundrechte ge-
richtet 1st. 
Die PDS wird konsequent fur die Interessen der Kinder, 
der alteren Barger und der sozial Benachteiligten ein-
stehen. 

— In ihren Vorstellungen zur Wirtschaftspolitik tragt die 
PDS dem Grad der erreichten ZersjOrung unserer 
naturlichen Lebensgrundlagen Rechnung. Es geht urn 
einen okologischen Umbau unserer Gesellschaft und 
das Beenden der Verschwendung von nichtersetzbaren 
Ressourcen sowie auch darum, neuen Tendenzen der 
Verschwendung und Umweltbelastung, wie z. B. bei 
Verpackungsmaterialien, rechtzeitig entgegenzuwir-
ken. Okologische Anforderungen dOrfen nicht dem Wirt-
schaftswachstum untergeordnet werden. Die PDS 
grenzt sich von einem einseitigen Wirtschaften auf 
Kosten der Natur deutlich ab. Sie berOcksichtigt zu-
gleich, daB em n stabiles, effektives Wirtschaftswachstum 
eine unerlaBliche Bedingung 1st fOr den Aufbau einer 
okologisch orientierten Marktwirtschaft mit umwelt-
freundlichen und ressourcensparenden Produktions-
und Konsumtionsformen. Der okologische Umbau muB 
sozial vertraglich erfolgen. Es bedarf grundlegender 
Strukturveranderungen in der Wirtschaft, okonomischer 
Zwange und staatlicher Vorgaben und Normative. 
— Die PDS geht davon aus, daB strukturelle Verande-
rungen in der Wirtschaft notwendig sind, urn vorhandene 
Produktivitatsruckstande gegenther fuhrenden Indu-
strielandern schrittweise abzubauen. Stillegungen und 
Schrumpfungen von Betrieben und zum Tell von 
Zweigen sind dabei aus Okonomischen und Okologi-
schen Zwangen voraussehbar. 
Die PDS tritt dafOr em, in alien Betrieben und Territorien 
Anpassungsprogramme zu erarbeiten, die dem Recht 
auf Arbeit verpflichtet sind. Jeder, der arbeiten will, soil 
deur entsprechend semen korperlichen und geistigen 
Fahigkeiten Moglichkeiten erhalten. Die Werktatigen 
sollen zugleich gunstige Bedingungen zur Qualifizie-
rung fur eine neue Tatigkeit erhalten und dabei sozial 
abgesichert sein. 
Die PDS halt es Kir notwendig, erhaltenswerte Bereiche 
und Betriebe in einem AnpassungsprozeB zeitlich be-
fristet mit marktkonformen Mitteln, wie SteuerermaBi-
gungen, steuerlichen Sonderabschreibungen, Investi-
tionshilfen, Kreditburgschaften, bis zu steuerfreien 
ROcklagen und Ruckstellungen, bevorzugter Vergabe 
von Offentlichen Auftragen und befristeten Subventio-
nen aus dem Staatshaushalt zu fOrdern. In gleicher 
Weise soil die Neugrundung von Betrieben, die Urn-
profilierung bestehender Wirtschaftseinheiten unter-
stOtzt werden. Von besonderer Bedeutung ist die gezielte 
FOrderung der Wirtschaftskraft und Erwerbsfahigkeit 
strukturschwacher Gebiete. 
Es gilt durch vorausschauende Strukturpolitik die Quali-
tat von Leben, Arbeit und Umwelt zu verbessern und 
neue Zukunftsperspektiven zu eroffnen sowie nach-
teilige Folgen des Strukturwandels einzuschranken und 
sozial beherrschbar zu machen. 

Die PDS geht davon aus, daB die staatliche Struktur- 
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politik und die okonomischen Rahmenbedingungen fur 
ihre marktwirtschaftliche Realisierung auch effektivere 
Strukturen im Ernahrungskomplex bewirken mOssen. 
Wir halten es fur 6konomisch erforderlich, die natur-
lichen Standorte der Agrarproduktion kunftig hinsicht-
lich des Intensitatsniveaus differenzierter zu nutzen, 
durch Einfuhrung ressourcensparender Feldbau- und 
Tierproduktionssysteme eine enge Verbindung von 
effektivem und okologiegerechtem Wirtschaften her-
zustellen und durch vorrangige Erweiterung und Er-
neuerung der Schlacht-, Kuhl- und Vetarbeitungskapa-
zitaten, Senkung der Verluste und Reduzierung der 
Tierbestande in Obereinstimmung mit ihrer Leistungs-
entwicklung zu effektiven Proportionen zwischen Land-
wirtschaft und Nahrungsguterwirtschaft und Lebens-
mittelindustrie zu gelangen. 

— Die PDS tritt Mr die schrittweise Herausbildung 
eines einheitlichen europaischen Wirtschafts- und 
Sozialraumes und die Nutzung der europaischen 
Integration als Faktor einer weltweiten Wirtschafts-
kooperation em, die der Dringlichkeit der L6sung 
globaler Probleme entspricht. Notwendig ist eine Neu-
gestaltung der Weltwirtschaft, die alien VOlkern Mag. 
lichkeiten fOr wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt 
eroffnet und die die Lebensgrundlagen der Menschheit 
bewahrt. Wirtschaftswachstum und h6herer Lebens-
standatd auf Kosten der Lander der Dritten Welt 
widersprechen der humanistischen und sozialen 
Programmatik der PDS. 

Die wirtschaftspolitischen Auseinandersetzungen 
werden sich unter okonomischen Bedingungen voll-
ziehen, die vor allem charakterisiert sind durch 
— das Verschwinden der Oberholten planwirtschaft-
lichen Mechanismen zur Steuerung der wirtschaftlichen 
Prozesse und der sozialen Verhaltnisse, 
— eine weitgehende formelle oder faktische AuBer-
kraftsetzung wesentlicher Teile des Wirtschaftsrechts 
und eine Anpassung an die Rechtsverhaltnisse der 
BRD, 
— das ungehemmte Eindringen von BRD-Waren in 
den Markt der DDR mit Auswirkungen auf Produktions-
reduzierungen und -einstellungen in DDR-Betrieben, 
die zur Entlassung von Werktatigen fuhren; em n ProzeB, 
der sich offensichtlich fortlauf end verstarkt, 
— Vorbereitung und schrittweisen Vollzug der Ein-
gliederung von Industriebetrieben der DDR in Unter-
nehmen der BRD und die damit verbundene praktische 
Bestimmung des Managements in den Betrieben, 
— den Beginn der freien Preisbildung, insbesondere 
far Waren und Dienstleistungen fur die BevOlkerung, 
— den ungehinderten Abkauf subventionierter bzw. 
billiger Waren und die ungehinderte Inanspruchnahme 
billiger Dienstleistungen durch Burger der BRD und 
Westberlins, vor allem in den grenznahen Raumen,  

— die praktisch ungehinderte Arbeitsaufnahme von 
DDR-Bilirgern in den grenznahen Gebieten der BRD 
und in Westberlin, 
— die defacto-Bestimmung der Bedingungen und der 
zeitlichen Etappen der Vorbereitung und Einfuhrung der 
Wahrungsunion durch die BRD. 

Die PDS muB sich diesen Prozessen stellen. Es geht 
nicht urn eine Verhinderungspolitik, sondern urn eine 
konsequente Vertretung der Interessen der Werk-
tatigen, der Jugend, der Rentner und der sozial Benach-
teiligten in der Marktwirtschaft durch konkrete Forde-
rungen und Vorschlage. 

Standpunkt der PDS zur Wahrungsunion DDR—BRD 

Die Partei des Demokratischen Sozialismus setzt sich 
daftir em, daB eine Wahrungsunion DDR—BRD alle 
wichtigen politischen, 6konomischen und sozialen Kon-
sequenzen berOcksichtigt. Die sich aus der Einfuhrung 
der D-Mark ergebendeb Okonomischen und sozialen 
Auswirkungen sind der BevOlkerung offen darzulegen. 
Fur die Burger der DDR massen akzeptable LOsungen 
in einer Sozialunion vereinbart werden, die vor bzw. 
gleichzeitig mit der Wahrungsunion wirksam werden. 

Bekanntlich sehen die Vorschlage der Regierung der 
BRD vor, die Wahrungsunion direkt und ohne Zwi-
schenstufen als wichtigen Schrift auf dem Wege zur 
Vereinigung der beiden deutschen Staaten herbeizu-
ftihren, wobei die D-Mark als einheitliche Wahrung fun-
gieren soil. Damit werden okonomisch logische und 
sinnvolle Zwischenschritte — wie em n bilateraler Wah-
rungsverbund mit festen Wechselkursen bei Herstel-
lung der Konvertierbarkeit der Mark der DDR — von 
vornherein aus der Betrachtung gelassen. Sie verlan-
gen eine langere Zeitdauer und sind politisch nicht mehr 
durchsetzbar. Devon ausgehend sieht es die PDS als 
notwendig an, bei alien weiteren Oberlegungen und 
Vorschlagen die Voraussetzungen und Konsequenzen 
eines schnellen Obergangs zur Wahrungsunion zu-
grunde zu legen. 
Eine Wahrungsunion setzt eine sehr weitgehende 
Obereinstimmung von Wirtschafts-, Wahrungs- und 
Geldpolitik zwischen der DDR und der BRD voraus. Sie 
bedeutet einen Verzicht der DDR auf wichtige Souve-
ranitatsrechte durch die Unterstellung der gesamten 
Geldpolitik der DDR unter die Bundesbank der BRD so-
wie die Obernahme der BRD-Wirtschaftsordnung und 
des BRD-Wirtschaftsrechtes durch die DDR. 
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Die Wahrungsunion bietet fur die DDR und ihre Beval-
kerung bedeutende Chancen und Maglichkeiten. Sie 
enthalt jedoch zugleich fur unser Land und die Burger 
auch betrachtliche Risiken und Unwagbarkeiten. 

Vorteile und Chancen einer Wahrungsunion 

Die Wahrungssituation der DDR wOrde durch die un-
mittelbare Verknupfung mit einer der hartesten Wah-
rung der Welt grundlegend verbessert werden. Mit der 
Einfuhrung der D-Mark als Landeswahrung wird die 
DDR unmittelbar in die internationalen Wahrungsbezie-
hungen — insbesondere in das Europaische Wahrungs-
system — einbezogen und es entstehen gunstigere Be-
dingungen fur die internationale Wirtschaftskooperation 
der DDR, insbesondere mit den Landern der EG. Der 
ZufluB von Kapital aus der BRD und anderen Industrie-
landern — sowohl Ober Neugrundungen von Unterneh-
men als auch durch Beteiligungen — wOrde stimuliert. 

Die Wahrungsunion entzieht dem Abkauf bzw. der In-
anspruchnahme bisher subventionierter Waren und 
Dienstleistungen durch Burger der BRD und Westber-
lins sowie der Wahrungsspekulation den Boden. Die 
BevOlkerung der DDR wird entsprechend den jeweili-
gen Einkommensverhaltnissen in die Lage versetzt, 
Reise- und Konsumtionswunsche zu erfullen. 

Nachteile und Risiken einer Wahrungsunion 

— Bei der Herstellung der Wahrungsunion DDR—BRD 
noch in diesem Jahr werden die Betriebe, Kombinate 
und Genossenschaften der DDR sofort den inter-
nationalen Konkurrenzbedingungen hinsichtlich Pro-
duktionskosten sowie Neuheitsgrad und Qualitat der Er-
zeugnisse unterworfen. Die Schutzfunktion von Wech-
selkursen konnte bei der Einf0hrung der DM nicht ge-
nutzt werden. Bei einem ROckstand der Arbeitsproduk-
tivitat in der DDR gegenuber der BRD von ca. 50 Pro-
zent und sich daraus ergebenden Schwachen in der 
internationalen Wettbewerbsfahigkeit wOrde nach vor-
liegenden Expertisen weit mehr als die Halfte der Be-
triebe unrentabel. Die massenhafte Vernichtung von Ar-
beitsplatzen aller Berufsgruppen, vor allem durch die 
SchlieBung nicht wettbewerbsfahiger Betriebe, ware die 
Folge. 
Wir treten deshalb clef& em, daB sich die Betriebe in der 
DDR auch nach Einfahrung der 0-Mark durch konse-
quente marktwirtschaftliche Reformen bei gleichzeitiger 
Nutzung von Kapitalhilfe aus der BRD und anderen Lan-
dem in einem AnpassungsprozeB auf die Konkurrenz 
unter Weltmarktbedingungen einstellen !carmen. Vor-
dringlich sind hierbei die Schaffung der erforderlichen 

Rahmenbedingungen far die Herausbildung effektiver 
Produktions-, Export- und Importstrukturen sowie die 
Modernisierung der Produktionsanlagen. Dabei sollte 
nach einer grundlichen Analyse und Bewertung der Pro-
duktion und des Anlagevermogens der Betriebe diffe-
renziert werden zwischen Betrieben, die 
a) auch unter den neuen Bedingungen wettbewerbs-
fahig sind 
b) durch gezielte Modernisierung, Kostenreduzierung 
und Strukturveranderungen nach einem etwa 2- bis 
3jahrigen ObergangsprozeB wettbewerbsfahig werden 
konnten 
c) unter Wettbewerbsbedingungen nicht mehr 
existenzfahig sind, deren Produktionskapazitaten ent-
weder vollig erneuert und umgestellt werden muBten 
oder die stillgelegt werden sollten. 

Hiermit sind vor allem MaBnahmen zur Erhaltung und 
Neuschaffung von Arbeitsplatzen sowie zur Umschu-
lung von Werktatigen zu verbinden. All dies erfordert 
rasch wirksame Anpassungs- und Obergangsregelun-
gen wie Steuererleichterungen, Sonderabschreibun-
gen und Subventionen bzw. andere ForderungsmaB-
nahmen, darunter speziell fur strukturschwache Ge-
biete. Denkbar sind auch Einfuhrquoten und zeitweilige 
Schutzz011e. 
Fur unerlaBlich halten wir em n spezielles Anpassungs-
programm fur die Landwirtschaft, das bei ihrer Integra-
tion in die europaische Agrarwirtschaft die Existenz 
unterschiedlicher Agrarverhaltnisse in den EG-Landern 
und in der DDR berucksichtigt. Wirtreten deshalb fur die 
uneingeschrankte Gleichberechtigung der LPG, GPG 
und VEG mit den bauerlichen Familienbetrieben der 
BRD/EG em n und streben auf dieser Basis LOsungen an, 
die in einer mehrjahrigen Periode den Obergang der 
Landwirtschaftsbetriebe der DDR als wettbewerbs-
fahige Partner in die EG ohne Nachteile ermOglichen. 

— Mit der Wahrungsunion DDR/BRD werden sich die 
Industrie-, Agrar- und Verbraucherpreise an die 
GroBhandels- und Endverbraucherpreise der BRD fast 
schlagartig angleichen. Die Subventionen far Lebens-
mittel und Industriewaren in H6he von etwa 50 Milliar-
den Mark wurden wegfallen. 
Dadurch wird es zu einer drastischen Erhohung der 
Lebenshaltungskosten, vor allem fur die kleinen und 
mittleren Einkommensgruppen sowie fur Renten kom-
men (ca. 250,— bis 300,— Mark je Person und Monat). 
Wir setzen uns dafur em, da0 die Lohne, Gehalter, Ren-
ten, Stipendien und anderen Einkommen in der DDR 
urn einen entsprechenden Ausgleich — Teuerungs-
zuschlag — erhoht werden. 

Es dart nicht zugelassen werden, da0 insbesondere fur 
die kinderreichen Familien, Familien mit niedrigen Ein 
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kommen, Alleinerziehenden, Rentner, Menschen mit 
Behinderungen und Studenten eine Verschlechterung 
des Lebensniveaus eintritt. Der Abbau von Subventio-
nen bei Mieten und Tarifen sollte sorgfaltig abgewogen 
werden und erst zu einem spateren Zeitpunkt schritt-
weise erfolgen. 
Das Einkommensgefalle zur BAD kann nicht sofort be-
seitigt werden, weil auf Grund der niedrigen Produktivi-
tat kaum em n DDR-Betrieb bei Einfuhrung der D-Mark in 
der Lage ist, BRD-Lohne zu zahlen. Mit der Beschleuni-
gung des Produktivitatswachstums in den Betrieben der 
DDR k6nnen sich die Einkommen in der DDR nur 
schrittweise an die der BAD annahern. 

Wir halten em n Umtauschverhaltnis von 1:1 fur LOhne 
und Gehalter sowie fur Renten für gerechtfertigt. Es ent-
spricht den okonomischen Realitaten, speziell den vor-
handenen Unterschieden im Produktivitats- und Lohn-
niveau zwischen der DDR und der BAD (das Verhaltnis 
der DDR zur BRD betragt bei den Bruttolohnen 1:3, bei 
den Nettolohnen 1:2,2). 

— Die Sparguthaben der Burger der DDR in Halle vpn 
rund 160 Milliarden Mark diirfen durch eine Wahrungs-
reform DDR—BAD nicht gefahrdet oder abgewertet wer-
den. Wir sind bei der Umwandlung der Sparguthaben 
von Mark der DDR in D-Mark fur em n Verhaltnis 1:1, fur 
die Sicherheit der Spareinlagen der Burger, die sie sich 
im Ergebnis langjahriger Arbeit geschaffen haben. 
Zu berOcksichtigen ist dabei auch, daB selbst bei einer 
Umwandlung der Sparguthaben im Verhaltnis 1 : 1 Spar-
einlagen von Burgern mit niedrigen Einkommen durch 
die Erh6hung der Lebenshaltungskosten teilweise ent-
wertet werden. 

Vor dem Obergang zur Wahrungsunion und auch unmit-
telbar danach wird in der DDR eine deutliche Verringe-
rung der Geldmenge und die Beseitigung des Geld-
Oberhanges, der nach vorliegenden Einschatzungen 
zwischen 30 und 50 Milliarden Mark liegt, zwingend not-
wendig. Die PDS halt es fur erforderlich, kurzfristig Vor-
schlage zur Kaufkraftbindung auszuarbeiten. Hierzu 
sollten gehoren differenzierte Formen langfristiger 
Spareinlagen bei erh6hten Zinsen, staatliche und kom-
munale Obligationen, Anteilpapiere und Belegschafts-
aktien, Verkauf staatlicher Wohnungen und Ein- und 
Zweifamilienhauser, Erhohung des Anteils des genos-
senschaftlichen und privaten Wohnungsbaus sowie die 
Schaffung von MOglichkeiten fur private Unterneh-
mensgrundungen und -beteiligungen. 

— Zur Sicherung des Finanzbedarfes der Wirtschaft 
der DDR und wegen ihrer augenblicklichen Weft-
bewerbsnachteile ist mit Einftihrung der D-Mark eine 
Neubewertung des Volksvermogens, vor allem des  

SachvermOgens des Staates und der Wirtschaft sowie 
eine Bewertung der Geldbastande der Betriebe und des 
Staatshaushaltes erforderlich. 
Wir setzen uns dafur em, daB dabei auf der Grundlage 

. der veranderten Preise und Preisstrukturen sowie nach 
marktwirtschaftlichen Kriterien mit groBer Sorgfalt vor-
gegangen wird. Sonst konnen betrachtliche Verluste für 
die DDR eintreten. Es mussen Bedingungen und eine 
zeitliche Abfolge vereinbart werden, die solche negati-
ven Wirkungen weitgehend ausschlieBen. Die Neu-
bewertung insbesondere des Produktivvermogens ist 
wegen der vorhandenen Preisverzerrungen, der Auf-
schlage beim Import von Maschinen und Ausrustungen 
aus dem NSW, der anormalen Zulieferbedingungen 
und des zum Teil hohen VerschleiBgrades der Produk-
tionsanlagen nur schwer berechenbar. 

Ein analoges Herangehen halten wir bei der Neubewer-
tung des Grund- und Umlauffonds der LPG und GPO fur 
erforderlich, wobei wir für Sonderregelungen bei 
Genossenschaften mit hoher Kreditbelastung ein-
treten. 
Zugleich setzen wir uns dal& em, daB ohne Verzug die 
Voraussetzungen fur eine Bodenbewertung als Basis 
fOr die Festlegung neuer Bodenpreise geschaffen 
werden, urn unter den Bedingungen der Wahrungs-
union auch Okonomisch vertretbare Kauf- und Pacht-
vertrage zu gewahrleisten und Grundlagen fur die 
Bemessung der Grundsteuer zu erhalten. 

Die Einfuhrung der Wahrungsunion DDR—BRD muB 
inhaltlich und zeitlich sehr eng mit einer Wirtschafts-
union und einer Sozialunion verbunden werden. Diese 
Wechselbeziehungen gelten sowohl fur das Gesamt-
konzept bei der Einfahrung der Wahrungsunion als 
auch fur die Verbindung dieser drei Ebenen in den ein-
zelnen Etappen des wirtschaftlichen Einigungsprozes-
ses. Nur dann wird es moglich sein, die sozialen Netze 
zu erhalten und schrittweise eine hOhere Lebensqualitat 
der Menschen zu erreichen. 

Die Sozialunion sollte nach unserer Auffassung darauf 
gerichtet sein, die auf beiden Seiten errungenen Rechte 
der Werktatigen, die sozialen Leistungen Mr Kinder, fur 
die Jugend, fOr Frauen und fur altere Burger sowie fur 
Menschen mit Behinderungen einzubringen und welter 
auszugestalten. 
Rir die soziale Absicherung der Burger der DDR sollte 
die Bildung spezieller finanzieller Fonds zwischen 
beiden deutschen Staaten vereinbart werden. Dabei 
steht die Finanzierung der bisher in der DDR nicht vor-
handenen oder unzulanglichen sozialen AuffangmaB-
nahmen im Vordergrund. 
Die BAD-Regierung sollte durch die Volkskammer der 
DDR aufgefordert werden, als soziale Anschubfinanzie- 
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rung an die DDR einen Lastenausgleich Kir die 
haheren Reparationsleistungen der DDR (mehr als 
90 Prozent der gesamten Reparationsleistungen 
wurden von der DDR getragen), als teilweisen Aus-
gleich fOr die Bildungsaufwendungen fur in die BAD 
Obergesiedelte DDR-Burger und fOr den Abkauf sub-
ventionierter Lebensmittel durch BAD-Burger zu 
zahlen. 

Bei der Einfithrung der D-Mark bedurfen die Auswir-
kungen auf die AuBenwirtschaftsbeziehungen 
besonderer Beachtung. Wahrend die BAD mehr als vier 
Funftel ihres AuBenhandelsvolumens mit den west-
lichen Industrielandern abwickelt, wird die Export-
produktion der DDR zu zwei Dritteln auf den Markten 
von Mitgliedslandern des RGW realisiert. Die Unter-
nehmen der DDR verfOgen aufgrund ihrer umfangrei-
chen Marktkenntnisse, ihres geschulten Personals und 
der ausgebauten Absatzorganisation Ober Wett-
bewerbsvorteile, die sie in eine Wirtschaftsunion ein-
bringen !carmen. Eine sich dabei entwickelnde Koopera-
tion mit Firmen der BAD sowie auch anderer westlicher 
Lander kann die Marktpositionen der Unternehmen der 
DDR starken und die Ost-West-Kooperation fordern. 

Mit der Einfuhrung der DM und der Anwendung von 
Weltmarktpreisen in den Beziehungen zu den RGW-
Landern konnen jedoch die zu einem groBen Teil schon 
mit Vertragen untersetzten Exporte der DDR-Unter-
nehmen erheblich entwertet werden, da die Weltmarkt-
preise ftir vergleichbare GOter z.T. wesentlich niedriger 
als die gegenwartigen im RGW angewandten Preise 
liegen. 
Die DDR-Erzeugnisse waren dadurch preislich nicht 
mehr konkurrenzfahig bzw. die realisierten Preise 
wOrden teilweise die Kosten nicht decken und einer 
Reihe von Unternehmen mit hohem Exportanteil nicht-
tragbare Verluste bringen. Zusatzliche Finanzierungs-
probleme entstOnden daraus, daB beim Obergang zum 
Handel zu Weltmarktbedingungen das bisherige Sofort-
bezahlungsverfahren enffallen wOrde. Die Roh- und 
Brennstoffimporte mOBten im wesentlichen sofort be-
zahlt werden, wahrend Kir die Uerwiegend zu exportie-
renden Fertigerzeugnisse langere Zahlungsziele einzu-
raumen sind. 
Deshalb sollten in Verhandlungen mit der UdSSR und 
den anderen RGW-Landern Obergangsregelungen fur 
einen langereh Zeitraum angestrebt werden, mit denen 
die Bedingungen fur gegenseitige Zahlungen und Ver-
rechnungen vereinbart werden. Diese Regelungen soli-
ten zugleich damit verbunden werden, soweit dies not-
wendig ist, zeitweilig staatliche Subventionen und 
andere FarderungsmaBnahmen fur besonders stark 
vom Export in die RGW-Lander abhangige Unterneh-
men anzuwenden. 

Im Ergebnis der Wirtschafts- und Wahrungsunion wird 
sich die Integration des Wirtschaftsraumes der DDR in 
den der EG-Staaten beschleunigt vollziehen. Far die Er-
reichung der Konkurrenzfahigkeit von Industrie und 
Landwirtschaft der DDR ist jedoch eine mehrjahrige An-
passungsperiode erforderlich. 

Das in Rechnung stellend, sieht die PDS eine konse-
quente Verwirklichung des Handels- und Kooperations-
abkommens mit den EG nach seiner moglichst kurz-
fristigen Inkraftsetzung als vordringlich an. Das wOrde 
bereits jetzt Mengenbeschrankungen fur den Export in 
die Lander der EG beseitigen, die Meistbegunstigung 
und zusatzliche Kredite ermoglichen. 
Zur gesamteuropaischen Einbindung der Wirtschafts-
und Wahrungsunion sind elle Schritte in diesem ProzeB 
mit den EG zu koordinieren. Wir treten daftir em, die 
wirtschaftliche Integration eines vereinigten Deutsch-
lands im Rahmen einer schrittweise europaweit zu ge-
staltenden Wirtschaftsunion zu vollziehen. 
Auch im Rahmen einer gesamtdeutschen Wirschafts-
und Wahrungsunion ist eine umfassende Einbindung 
der Unternehmen der DDR in die europaische Wirt-
schaftskooperation die Grundvoraussetzung daftir, die 
wirtschaftlichen Leistungen derauf dem Territorium der 
DDR gelegenen Unternehmen rasch zu erhohen, den 
Wirtschaftsraum der DDR als attraktives Anlageland 
welt zu offnen und dam it Alternativen fOr die Perspektive 
der Unternehmen zu schaffen. Es liegt im Interesse der 
Bevalkerung der DDR, daB auf diesem Wege — verbun-
den mit hohen eigenen Leistungen — die Konkurrenz-
fahigkeit gesichert und somit Arbeitsplatze erhalten und 
neu geschaffen werden sowie der erwartete Sozial-
standard erreicht wird. 

Wir pladieren daftir, daB beide deutsche Staaten ihre je-
weiligen Voraussetzungen und Maglichkeiten in die 
Gestaltung eines ei.nheitlichen Europa einbringen. 
Dazu zahlen sowohl eigenstandige Interessen wie spe-
zifische Potenzen, Erfahrungen, Leistungen und Kom-
petenz auch auf auBenwirtschaftlichem Gebiet. 

Eine wichtige Aufgabe besteht darin, die Voraussetzun-
gen fur eine effektivere, gegenseitig vorteilhafte Zu-
sammenarbeit mit den Entwicklungslandern Asiens, 
Afrikas und Lateinamerika zu klaren. Wir gehen dabei 
davon aus, auch mit den Maglichkeiten unseres Landes 
zur therwindung von Unterentwicklung in der Welt bei-
zutragen. 
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Der Standpunkt der PDS zur Mitbestimmung und 
Interessenvertretung der Werktatigen 

Die mit der Einfuhrung der Marktwirtschaft in der DDR 
verbundenen politischen und okonomischen Verande-
rungen werfen vollig neue Fragen fur die Mitbestim-
mung, die Interessenvertretung und den Schutz der 
arbeitenden Menschen auf. Das Funktionieren der 
Wirtschaftsdemokratie bedarf eindeutiger rechtlicher 
Regelungen, die die notwendigen Bedingungen fur die 
Sicherung der Interessenlage der Werktatigen gewahr-
leisten und die die Einbeziehung der Burger zur demo-
kratischen Teilhabe auf alien Ebenen gestatten. Es geht 
urn die Gestaltung von Rahmenbedingungen, die 
demokratisch legitimierte Entscheidungen fur das 
Gemeinwohl zulassen. Nur durch eine wirksame demo-
kratische Mitwirkung der Werktatigen kann in alien 
Eigentumsformen eine hohe Effizienz der Produktion 
mit einer sozial akzeptablen Verteilung der Arbeits-
ergebnisse verbunden werden. 
Wir setzen uns dais' em, daB die Vertretungsorgane in 
den Unternehmen umfangreiche Rechte besitzen. Sie 
sollten Ober die Strategie des Unternehmens, ein-
schlieBlich internationaler Aktivitaten, mitbestimmen 
und eine umfassende demokratische Gestaltung und 
Kontrolle der okonomischen, sozialen und personalpoli-
tischen Prozesse gewahrleisten. 

Als vordringlich sieht die PDS eine Tarifgesetzgebung 
und die Schaffung einer Betriebsverfassung an, urn die 
Mitbestimmung rechtlich garantiert in Kraft zu setzen. 

Der Organisation des Kapitals muB eine starke Organi-
sation der Werktatigen in IG/Gewerkschaften gegen-
Oberstehen. Die Unabhangigkeit der Gewerkschaften, 
Dire Tarifautonomie, das Streikrecht, das Aussper-
rungsverbot und der Schutz der Tatigkeit der betrieb-
lichen Gewerkschaftsvertreter sind zu gewahrleisten. 
Die PDS setzt sich deshalb fur die Verteidigung des 
Gewerkschaftsgesetzes em. 
Eine tatsachlich sozial und Okologisch orientierte Markt-
wirtschaft verlangt betriebliche demokratische Struk-
turen der Mitbestimmung. Die Wirtschaftsdemokratie 
muB deshalb die gleichberechtigte und kompetente Mit-
bestimmung der Werktatiden und ihrer Gewerkschaften 
bei wirtschaftlichen und sozialen Entscheidungen zu-
grunde legen. 

Davon ausgehend tritt die PDS emn 
fur arbeitsfahige starke Gewerkschaften in den Be-
trieben als Garant fur die demokratische Mitbestim-
mung der Werktatigen 
• bei Entscheidungen am Arbeitsplatz hinsichtlich der  

Arbeitsgestaltung und bei der Einfuhrung neuer 
Technologien und neuer Technik, 

• bei betrieblichen Entscheidungen hinsichtlich des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes, der Aus- und 
Weiterbildung und bei Strukturentscheidungen, 

• bei Oberbetrieblichen Belangen hinsichtlich der Inter-
essen der Werktatigen auf okologischem Gebiet und 
der Entwicklung der Infrastruktur; 

fur die Bildung und Arbeit von Betriebsraten, die von 
den betrieblichen Gewerkschaftsorganisationen ge-
tragen werden und von einem hohen gewerkschaft-
lichen Organisiertengrad der Werktatigen gepragt sind. 
Sie vertreten die lnteressen der gesamten Beleg-
schaft. 
Dazu sind weitere rechtliche Regelungen in einem neu 
zu erarbeitenden Betriebsverfassungsgesetz erforder-
lich, das die geltende Arbeitsgesetzgebung der DDR 
weiter entwickelt und den marktwirtschaftlichen Bedin-
gungen anpaBt. Keinesfalls sollte das Betriebsverfas-
sungsgesetz der BRD kopiert werden, well es Tell einer 
komplexen Mechanik ihrer Rechts- und Sozialordnung 
ist. Bei isolierter Herausnahme andert sich folglich seine 
Wirkungsweise. Es beinhaltet Regelungen, die die 
demokratische EinfluBnahme der Werktatigen ein-
grenzen. Errungene Rechte der Werktatigen der DDR 
auf Mitbestimmung wOrden schlechthin preisgegeben. 

Wir treten dafOr em, 
— daB auch weiterhin starke Gewerkschaften mit einem 

hohen Organisiertengrad im Betrieb vorhanden und 
zusammen mit den Betriebsraten tatig sind; 

— daB die bisher errungenen Rechte der Gewerkschaf-
ten durch die Betriebsrate bewahrt bleiben. Das kOnf-
tige Betriebsverfassungsgesetz der DDR soil von der 
einheitlichen Interessenvertretung der Arbeiter und 
Angestellten getragen sein. 

In diesem Sinne treten wir dafOr em, daB die Gewerk-
schaftsleitungen eng mit den Betriebsraten zusammen-
arbeiten und daB eigene Kandidaten zu ihrer Wahl auf- 
gestellt werden. , 

Die basisdemokratische Legitimation der Betriebsrate 
besteht in ihrer geheimen Wahl als unmittelbare Inter-
essenvertreter der gesamten Belegschaft. 
In ihr Tatigkeitsfeld sollte u. a. geh6ren die Mitbestim-
mung und Mitentscheidung in personellen, sozialen, 
wirtschaftlichen und Okologischen Angelegenheiten, 
bei Strukturveranderungen, Betriebsstillegungen, 
Sicherung des Kundigungsschutzes und des Aussper-
rungsverbotes sowie bei der Gewinnerwirtschaftung 
und dessen Verwendung auf Basis betrieblicher Verein-
barungen (BKV). 
Bei der Ausarbeitung der hierfur erforderlichen gesetz- 
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lichen Regelungen sollten die verschiedenen Modelle 
der Mitbestimmung (z. B. paritatische Mitbestimmung, 
Montanunion) grundlich ausgewertet werden, urn die 
fortgeschrittensten Lind wirksamsten Erfahrungen der 
Interessenvertretung zugrunde zu legen. 

Wir treten emn 
fur die Bildung von Aufsichtsraten in den GmbH und 
Aktiengesellschaften entsprechend der Verordnung 
des Ministerrates zur Umwandlung von volkseigenen 
Kombinaten, Betrieben und Einrichtungen in Kapital-
gesellschaften. 
Dabei muB gewahrleistet werden, daB bei Aufsichtsrats-
mitgliedern, die durch die Belegschaft entsandt werden, 
Vertreter der Gewerkschaft und des Betriebsrates be-
rucksichtigt werden. Grundsatz muB em n von den Werk-
tatigen und Unternehmern paritatisch besetzter Auf-
sichtsrat sein. 

Standpunkt der PDS zum Gemeineigentum 

Auf der Grundlage des Gemeineigentums wird in der 
DDR der Oberwiegende Teil des gesellschaftlichen Pro-
dukts hergestellt. 
Entsprechend unserem Programm treten wir dafOr em, 
daB auch kOnftig unter marktwirtschaftlichen Bedingun-
gen Gemeineigentum (gesellschaftliches Eigentum) 
gleichberechtigt und chancengleich mit anderen Eigen-
tumsformen existiert und durch die Verfassung rechtlich 
geschatzt wird. Die Grundfrage besteht darin, das ge-
sellschaftliche Eigentum reproduktionsfahig und effek-
tiv zu machen. Das setzt voraus, daB es sehr differen-
ziert und flexibel strukturiert und als vergesellschaft-
lichtes Eigentum konkret ausgestaltet wird. 

Bel einer Rechtsangleichung im Zuge der Vereinigung 
beider deutscher Staaten ist dem in der DDR historisch 
gewachsenen Rechtszustand hinsichtlich der Eigen-
tumsverhaltnisse Rechnung zu tragen. Das betrifft das 
gesellschaftliche, genossenschaftliche und personliche 
Eigentum gleichermaBen. Des.halb forded die PDS von 
der neuen Regierung, daB sie die von der Regierung der 
nationalen Verantwortung unter Ministerprasident 
Modrow beschlossene »Erklarung der Regierung der 
DDR zu den Eigentumsverhaltnissen« vom 1.3.1990 
in den Verhandlungen mit der BRD zur Schaffung einer 
Wirtschafts- und Wahrungsunion in Einheit mit einer 
Sozialunion vertritt. Die PDS wendet sich entschieden 
gegen Erscheinungen einer unkontrollierten VerauBe-
rung und einer Verschleuderung von VolksvermOgen, 
das rechtmaBig entstanden und durch die Arbeit mehre-
rer Generationen von Burgern der DDR vermehrt 
wurde. 

Wir sehen deshalb gegenwartig wichtige Aufgaben 
darin, das volkseigene Vermogen umfassend und real 
nach marktwirtschaftlichen Kriterien unter BerOcksichti-
gung der in der EG gOltigen Standards zu bewerten so-
wie alle Entscheidungen Ober seine kunftige Nutzung 
auf demokratischer Grundlage — das heiBt vor allem 
durch Mitbestimmung der Vertretungsorgane der Werk-
tatigen in den Betrieben — zu treffen. 
Die PDS halt es in diesem Zusammenhang fur erforder-
lich, daB die gegrOndete Anstalt zur treuhanderischen 
Verwaltung des Volkseigentums (Treuhandanstalt) — 
bei voller Selbstandigkeit der Unternehmen ft:1r ihre wirt-
schaftliche Tatigkeit — ihre beschlossenen Aufgaben zur 
Verwaltung des volkseigenen Verm6gens im Interesse 
der Allgemeinheit erfullt, ohne selbst wirtschaftsleitende 
Funktionen auszuOben. 
KOnftig sollte 
• Staats- und vor allem Landereigentum 
• sowie kommunales und regionales Eigentum als 
wichtige okonomische Grundlage fur die kommunale 
Selbstverwaltung in den Stadten und Gemeinden 
vorrangig in den Bereichen bestehen bzw. neu geschaf-
fen werden, in die Privatkapital wegen schlechter Ver-
wertungsbedingungen nicht flieSt und in denen das pro-
fitorientierte Privatkapital und die Marktwirtschaft zu 
einer Entwicklung fuhren konnten, die den gesamt-
gesellschaftlichen Interessen nicht entspricht und die 
nicht ausreichend zukunftsorientiert ist. 
Das betrifft die Bereiche der materiell-technischen und 
sozialen Infrastruktur wie Verkehrswesen, Nachrichten-
wesen, Energie- und Wasserwirtschaft, versorgende 
und entsorgende Netze, Gesundheits- und Sozial-
wesen, Bildungswesen, Kultur sowie Kommunalwirt-
schaft. Auf diese Bereiche mOBten auch die offentlichen 
Investitionen konzentriert werden. 
Zum Staats-/Landereigentum mussen auch die Boden-
schatze, Naturreichturner und nationalen Kulturguter 
geh6ren. 
In anderen produzierenden und Dienstleistungsberei-
chen sollten auch kunftig Unternehmen des Gemein-
eigentums in Rechtsformen arbeiten, die marktwirt-
schaftlichen Erfordernissen entsprechen und die 
international rechtsfahig sind. 

Urn dem Rechnung zu tragen und Chancengleichheit 
gegenOber anderen Eigentumsformen zu sichern, ist 
die Umwandlung der bisherigen volkseigenen Kombi-
nate und Betriebe in Kapitalgesellschaften verbunden 
mit ihrer sinnvollen Enttlechtung (Bestimmung der zu-
kOnftig am Markt agierenden juristisch selbstandigen 
GroB-, Mittel- und Kleinbetriebe) erforderlich. Damit 
kann sowohl die eigenverantwortliche Verfugung der 
Unternehmen Ober die Produktion und die Verteilung 
ihrer Ergebnisse gewahrleistet als auch die fur die Ent-
wicklung der Wirtschaft notwendige Kapitalbeteiligung 
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aus der BRD und anderen Landern an solchen Unter-
nehmen ermoglicht werden. 
Dabei sollten im Interesse der Wettbewerbsfahigkeit 
leistungsfahige Unternehmen unter Beachtung wichti-
ger Verflechtungsbeziehungen gebildet werden. 
Unter den Bedingungen der Marktwirtschaft kann das 
Gemeineigentum auf Dauer nur dann erhalten werden, 
wenn es seine Grundlagen durch eine hohe Effizienz 
stets reproduziert. Dazu sind eine an den konkreten 
Marktbedingungen orientierte, schnell wirksame Mo-
dernisierung der Produktionsanlagen, eine Neuprofilie-
rung der Produktions- und Exportstrukturen sowie eine 
rationelle Leitung und Organisation des gesamten 
Reproduktionsprozesses einschlieBlich der Zuliefer-
beziehungen erforderlich. Dadurch gilt es, mit den vor-
handenen qualifizierten Arbeitskraften eine bedeutend 
hOhere Arbeitsproduktivitat und eine bessere internatio-
nate Wettbewerbsfahigkeit zu erreicl .en. Hierfur 1st eine 
Kapitalbeteiligung von Unternehmen aus der BRD und 
anderen Landern nach dem Grundsatz des gegenseiti-
gen Vorteils unerlaBlich. Daher unterstutzt die PDS die 
Schaffung der dazu erforderlichen gesetzlichen Vor-
aussetzungen, die stets auch die Interessen der Werk-
tatigen berOcksichtigen mussen. Es wird fur zweck-
maBig erachtet, das Fortbestehen der Unternehmen als 
Gemein- bzw. gemischtes Eigentum anzustreben, die 
nach einer Obergangs-/Anpassungsperiode konkur-
renzfahig werden kOnnen. Wir schlagen vor, daB die 
Werktatigen in diesen Unternehmen personengebun-
den nichtubertragbare Anteile an Gemeineigentum und 
damit Anrechte am erwirtschafteten Gewinn erhalten 
bzw. erwerben konnen. 

Die PDS unterstutzt die in LPG vorhandenen Bestre-
bungen der Entwicklung zu Genossenschaften freier 
Agrarunternehmer im Sinne von Produktivgenossen-
schaften, weil mit einer solchen Rechtsform und ihr ent-
sprechender BetriebsfOhrung und -organisation am 
besten marktwirtschaftlichen Erfordernissen entspro-
chen wird. 

Um kOnftig die gesamte Bevalkerung der DDR an 
dem von ihr geschaffenen Volkseigentum zu beteill-
gen, unterstOtzt die PDS Vorschlage, einen Tell die-
ses Volksvermagens unentgeitlich in Form von An-
tenon an die Burger der DDR zu Obergeben. 
Dabei sollte von folgenden Oberlegungen ausgegan-
gen werden: 
• Die Teile des bisherigen Volkseigentums, die als ge-
samtgesellschaftliches Gemeineigentum in der Hand 
des Staates bzw. der Landerverbleiben oder als neu zu 
schaffendes kommunales Eigentum in die Verantwor-
tung der Kommunen Obertragen werden, sollten nicht in 
die Aufteilung auf die Burger einbezogen werden, weil 
sie gemeinnOtzigen Charakter haben.  

• Der zur Aufteilung zur Verfugung stehende Teil 
kOnnte zu 
75-80 % in Form von Anteilen den Burgern der DDR un-
entgeltlich Obergeben werden, 
20-25 % bei der auch kunftig bestehenden Treuhand-
anstalt als Sicherheits- und Dispositionsreserve verblei-
ben. 
Der Nutzen far die Burger sollte Ober die Ausschatung 
von Gewinnanteilen durch die Treuhandanstalt bzw. die 
Moglichkeit des Erwerbs von Gutern und Sachwerten, 
insbesondere volkseigener Wohnungen durch die bis-
herigen Mieter, entsprechend der Hohe ihrer Anteile 
wirksam werden. 
• Urn die von der Treuhandanstalt verwalteten Anteile 
nach marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten effizient 
einzusetzen und MiBbrauch wirtschaftlicher Macht zu 
verhindern, sollten bei voller Selbstandigkeit der 
Unternehmen fur ihre wirtschaftliche Tatigkeit — alle An-
teilgeschafte nur Ober die Treuhandanstalt abgewickelt 
werden. In diesem Zusammenhang vertreten wir den 
Standpunkt, daB die Treuhandanstalt den Charakter 
einer Bank annimmt, die selbst den Burgern der DDR 
gehort. 

V. 

Standpunkt der PDS zu Regeiungen fOr die soziale 
Sicherheit 

Die PDS trill konsequent deur em, die von der Volks-
kammer am 7.3.1990 beschlossene Sozialcharta in die 
Verhandlungen mit der BRD einzubringen. 

Aktive Beschaftigungspolitik, die Massen- und 
Dauerarbeitsiosigkeit verhindert. 

Es gibt zwar keine zuverlassigen Aussagen darOber, in 
welchem Umfang Werktatige durch zeitweilige oder 
dauernde Arbeitslosigkeit bedroht sein werden. Wirt-
schaftsforschungsinstitute in der BRD und in der DDR 
rechnen jedoch damit, daB bei einer schnellen Ein-
fOhrung der Wahrungs- und Wirtschaftsunion die 
Arbeitslosigkeit 
• rasch zunehmen wird, 
• in em n bis zwei Jahren mit 1,5 — 2 Mio Arbeitslosen 
ihren H6hepunkt erreicht. 

Wenn diese Prognose eintritt, wOrde auf dem Gebiet der 
heutigen DDR eine Arbeitslosenrate erreicht werden, 
die mit etwa 20 % mehr als zweimal so hoch wie in der 
BRD ware. 
Nach offiziellen Angaben betragt die Zahl der Antrage 
auf Arbeitslosenunterstutzung derzeit Ober 38000, wo-
bei zunehmend Facharbeiter, Frauen mit Kindem und 
Jugendliche betroffen sind. 
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Das Recht auf Arbeit ist als Verfassungsrecht zu be-
wahren. Wir treten für gesetzliche Regelungen em, mit 
denen die Pflichten des Staates, der Unternehmen und 
der Kommunen geregelt werden, im Konsens mit den 
Gewerkschaften eine aktive Beschaftigungspolitik zu 
verwirklichen. 
Die Beschaftigungspolitik mu13 em n erstrangiges An-
liegen der Wirtschaftspolitik werden. Sie muB darauf ge-
richtet sein, den Strukturwandel, die Modernisierung 
und das wirtschaftliche Wachstum mit vielfaltigen MaB-
nehmen der Arbeitsbeschaffung, Weiterbildung und 
Umschulung zu verbinden. 
— Durch marktwirtschaftliche Instrumente, wie Steuer-
vergunstigungen, Vorzugskredite und andere Investi-
tionshilfen sollte die Schaffung von Arbeitsplatzen be-
sonders in strukturschwachen Gebieten, besonders 
auch fur Agrarstandorte mit ertragsschwachen Widen, 
gefordert werden. Neue Moglichkeiten fur regionale und 
kommunale Konzepte eroffnen sich auch mit der Gewer-
befreiheit, der Entwicklung der Infrastruktur, der Dienst-
leistungen und des Tourismus. HierfOr sollten Forder-
mittel wie ERP-Kredite und perspektivisch weitere, in der 
EG mogliche Formen der Forderung genutzt werden. 
Der ZufluB von Kapital muB vor allem dazu beitragen, 
Arbeitsplatze zu erhalten bzw. zu schaffen. 
— Dringend ist die Entwicklung der Arbeitsverwaltun-
gen zu handlungsfahigen eigenstandigen, selbst-
verwalteten Organen. 
hire Tatigkeit muB im Zusammenwirken mit Unter-
nehmen und Kommunen darauf abzielen, Arbeits-
vermittlung, Arbeitsbeschaffung, Berufsberatung und 
notwendige BildungsmaBnahmen zu fOrdern sowie 
Arbeitslose sozial abzusichern. 
Hied& !carmen die Erfahrungen der BRD, Schwedens 
und anderer entwickelter Lander von Nutzen sein. 
— Eine gesetzliche Arbeitslosenversicherung sollte 
sofort geschaffen werden. Die Hohe des Arbeitslosen-
geldes muB in angemessenem Verhaltnis zum bisheri-
gen Arbeitseinkommen stehen. Als untere Grenze ist 
em n Mindestbetrag notwendig, der von den Lebens-
haltungskosten abgeleitet ist. 
Zugleich sprechen wir uns fur die Einfuhrung einer 
Arbeitslosenversicherung fur Genossenschaftsmitglie-
der aus, die durch das Mitglied und die Genossenschaft 
finanziert werden sollte. 
— MaBnahmen innerhalb der Unternebmen zum Erhalt 
und zur Neuschaffung von Arbeitspiatzen sowie zur 
Umschulung und Weiterbildung sollten staatliche 
Forderung erfahren. Die Pflicht der Unternehmen zur 
Beschaftigungsplanung mu° schnellstens gesetzlich 
geregelt werden. 
— Es sind gesetzliche und tarifliche Voraussetzungen 
zu schaffen, um Arbeitszeitverkurzungen und gleitende 
Obergange in den Altersruhestand beschaftigungs-
politisch zu nutzen. 

— Unverzichtbar ist die strikte Durchsetzung des 
geltenden Arbeitsrechtes bei Strukturveranderungen 
und RationalisierungsmaBnahmen. Besonderer Schutz 
muB Alleinerziehenden, alteren Werktatigen, Men-
schen mit Behinderungen und sozial Gefahrdeten zuteil 
werden. Wir treten fur Quotenregelungen und wirksame 
Okonomische Sanktionen em. 
Spezifische Betreuungs- und Arbeitsforderungs-
programme sollten gewahrleisten, da6 Arbeitslosigkeit 
von Jugendlichen weitgehend verhindert wird. 
— Wir unterstutzen alle Organisationen, Initiativen und 
Selbsthilfegruppen Arbeitssuchender. 
Ihr Wirken sollte auf die Verbindung von gemeinsamer 
nutzlicher Tatigkeit, Bildung und gegenseitiger Unter-
stutzung bei der Arbeitssuche gerichtet sein. 

Wir sind fur die Solidaritat zwischen Arbeitenden und 
Arbeitssuchenden. Die PDS unterstiltzt die Bildung des 
Arbeitslosenverbandes als Teil der gewerkschaftlichen 
Bewegung. Eine solche Organisation wird hilfreich sein, 
eine demokratische Mitgestaltung der Beschaftigungs-
politik durch die Gewerkschaften voranzubringen. 

FOr eine Tarif- und Einkommenssteuerreform, die 
einen hohen Anreiz fOr Leistungen bewirkt 

— Wir sind fur Lohn- und Gehaltsvereinbarungen, die 
bei entsprechenden Leistungen das bisherige Lebens-
niveau der Werktatigen mindestens sichern. 
Wir sind gegen eine, Karzung der L6hne und Gehalter 
mit dem Argument der Kostendampfung und der Ver-
hinderung von Konkursen. Der Hauptweg muB sein, 
durch Erh6hung der Qualitat der Produkte, Modernisie-
rung und rationelle Produktions- und Absatzorganisa-
tion die Aufwendungen zu senken. 
— Leistung muB sich lohnen, das schlieSt grOBere, den 
differenzierten Leistungen entsprechende Unter-
schiede im Arbeitsentgelt em. Steigende Effizienz der 
marktvvirtschaftlich tatigen Unternehmen muB sich im 
kunftigen EinkommenszuwaChs auszahlen. Mit einer 
Reform der Lohnsteuer sollten Leistungshemmnisse 
Oberwunden werden und eine sozial gerechte Besteue-
rung erfolgen. 
— Wir sind fur gleiche Berufsforderung und gleiche 
Lohne fur Frauen und Manner. 

Fur eine Rentenreform, die entsprechend der Lei-
stung im Arbeitsieben einen gesicherten Lebens-
abend ermog I icht 

Die PDS unterstutzt die Forderung vieler Rentner nach 
einer grundlegenden Rentenreform. 
Sie muB spatestens mit der Wahrungsunion erfolgen. 
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Wir sind far eirie Harmonisierung des Rentenrechtes, 
mit der jedem Burger ermaglicht wird, nach einem erfall-
ten Arbeitsleben den durch Leistung erworbenen 
Lebensstandard auf angemessenem Niveau zu erhal-
ten. Bei einer Wahrungsunion muB unbedingt eine 
dynamische Anpassung der Renten an die Entwicklung 
der Preise und Einkommen erfolgen. 

Es mul3 davon ausgegangen werden, daB weitgehend 
das Rentenrecht der BRD Obernommen wird. Das hat 
Vorteile, schlieSt abet auch Probleme em. 

Die durchschnittlich hoheren Renten der BRD beruhen 
auf dem hohen Niveau der Einkommen und damit 
hohen Beitragen zur Rentenversicherung. Vorteilhaft ist 
auch die standige Angleichung der Renten an die Ein-
kommensentwicklung. Eine schematische Obertragung 
des BRD-Rentenrechts warde angesichts des gegen-
wartigen Einkommens- und Rentenniveaus der DDR 
jedoch auch Nachteile fur einen betrachtlichen Teil der 
Rentner haben. 

— In der BRD erhalt em n Rentner nach 45 Versiche-
rungsjahren eine Rente von 72 Prozent des durch-
schnittlichen Nettoeinkommens aller Arbeiter und An-
gestellten, wenn sein persOnliches Einkommen diesem 
Durchschnitt entsprach. Lag das personliche Einkom-
men Ober oder unter diesem Durchschnitt, wird die 
Rente hoher oder niedriger festgelegt. 
Bei weniger Versicherungsjahren ist die Rente entspre-
chend geringer. Bei den gegenwartigen durchschnitt-
lichen Nettoarbeitseinkommen in der DDR von 970 M 
ward° die durchschnittliche Rente betragen: 
nach 45 Arbeitsjahren 680 M 
nach 30 Arbeitsjahren 453 M 
nach 15 Arbeitsjahren 226 M 
Da Frauen in der Regel unterdurchschnittlich ver-
dienen, warden ihre Renten weit unter diesen Dutch-
schnitten liegen und sie mOBten Sozialfursorge er-
halten. 
Die PDS ist daher far einen Rechtsanspruch auf emn 
staatlich garantiertes Mindestniveau sozialer Leistung 
im Alter. Bei gegenwartigen Preisen muB eine solche 
Mindestrente 500 M betragen. Bei Wegfall der Subven-
tionen ist dieser Betrag urn 250M höher anzusetzen. 
Die Erh6hung der Mieten und Energiepreise maBte 
dutch eine weitere Aufstockung ausgeglichen werden. 
— Mit der Rentenreform ist zu fordern, daB die gegen-
wartig in der DDR auf einem fraheren niedrigen Arbeits-
einkommen beruhenden Altrenten an das derzeitige 
Einkommensniveau angeglichen werden. 
— Vorteilhaft am Rentensystem der BRD ist, daB far 
Witwen und Witwer Rentenansprache geregelt sind, die 
bis zu 60% der Rente des Verstorbenen betragen. Das  

bewahrt besonders Witwen vor dem Schicksal des Far-
sorgeempfanges. Die PDS. tritt deur em, daB auch in 
der DDR die Hinterbliebenenversicherung den Mehr-
fachbezug von Renten vorsieht. 
— Das Rentenrecht der DDR sichert im Unterschied zu 
dem der BRD Rentenansprache far Behinderte, die 
keine Erwerbstatigkeit aufnehmen konnen. Dieser Vor-
zug ist bei einer Harmonisierung durchzusetzen. 

Für em n System der sozialen Sicherung bei Markt-
wirtschaft 

Das soziale Netz hat eine effiziente Wirtschaft zur Vor-
aussetzung. Der Obergang zur Marktvvirtschaft erfor-
dert die Neugestaltung des Systems der sozialen Siche-
rung. 
— Notwendig ist em n einheitliches staatlich garan-
tiertes Versicherungssystem, das weitgehend aus 
Beitragen der Unternehmen und der Burger finanziert 
wird. In Anlehnung an die Erfahrungen der BRD und 
anderer europaischer Lander soil ten getrennte 
• Rentenversicherung, 
• Krankenversicherung und 
• Arbeitslosenversicherung 
geschaffen werden. 

Die Beitrage der Unternehmen und die eigenen Bei-
trage der Burger muBten dazu erh6ht werden. Damit 
verbunden sind Pflichtversicherungen far alle Erwerbs-
tatigen zu gestalten und die bisherige Beitragsbemes-
sungsgrenze von 600M aufzuheben. Kunftige Tarife 
und die Unternehmensbesteuerung mussen dem Rech-
nung tragen. Renten und andere Sozialleistungen soli-
ten dutch staatliche Zuschasse wie auch in anderen 
Landern garantiert werden. 

Wit treten fur die Aufrechterhaltung der Sozialversiche-
rung der Genossenschaftsbauern em. 
— Kunftig sind den BOrgern grOBere MOglichkeiten zu 
geben, Umfang und Qualitat der beanspruchten 
Leistungen far Gesundheitsfarsorge, Kinderbetreuung 
und Kultur u. a. dutch die Hale ihrer eigenen Beitrage 
selbst zu bestimmen, Vorsorge far unvorhergesehene 
Ereignisse im personlichen Leben und fur das Alter zu 
treffen. 

Das sollte differenziert, entsprechend ihren Wanschen 
und Einkommen erfolgen. 

Das betriffi insbesondere 
• die Zahlung von Zusatzbeitragen zur Rentenver-

sicherung mit dem Ziel einer h6heren eigenen 
Rente 
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• den AbschluB vielfaltiger, den lnteressen der Barger 
entsprechender Lebens- und Sachversicherungen 

• die langfristige Anlage von Sparguthaben oder den 
Kauf von Wertpapieren u. a. 

• die Beracksichtigung der Halle des Familienein-
kommens bei der Festlegung der Beteiligung der 
Eltern an den Aufenthaltskosten fur ihre Kinder in 
Kindereinrichtungen. 

— Alle Unternehmen sollten einen Teil des Gewinns 
far soziale MaBnahmen zugunsten ihrer Belegschaft 
und deren Angeharigen verwenden. 

Dabei geht es im besonderen urn 
• die gesundheitliche Betreuung, Ferienplatze der Be-

legschaftsangehorigen und die Betreuung der Kin-
der, 

• die Einfahrung freiwilliger Pensionskassen far eine 
zusatzliche Altersversicherung. 

Die PDS vertritt den Standpunkt, daB betriebliche Ein-
richtungen der Gesundheitsfursorge und Kinderbetreu-
ung zu erhalten sind. Ober ihre Mintage Finanzierung 
sollten, wenn notwendig, mit den Versicherungstragern 
und den Kommunen Vereinbarungen getroffen werden. 
Andere Betriebe und Genossenschaften, die diese Ein-
richtungen ebenfalls nutzen, sollten sich mit einer 
Sozialabgabe an der Finanzierung beteiligen. 

— Ein Haupttrager des sozialen Netzes werden kanftig 
die Kommunen sein. Sie haben Einrichtungen zur Be-
treuung der Kinder, des Gesundheits- und Sozial-
wesens, die Betreuung von Rentnern zu finanzieren. 
Dazu massen sie Ober stabile eigene Einnahmen ver-
fagen kannen. 

Quellen clef& sind: 
• Einnahmen aus Steuern der auf ihrem Territorium 

arbeitenden Unternehmen sowie aus Steuern der 
Burger; 

• aus dem Gemeineigentum der Kommunen erwirt-
schaftete Gewinne; 

• zusatzliche Einnahmen aus Gewinn, Zins und Pacht 
wie zum Beispiel aus den Sparkassen, aus Betei-
ligung von Kommunen an gemischten Gesellschaf-
ten des Tourismus und des Verkehrs u. a.; 

• Kommunalobligationen, Stiftungen, Schenkungen 
und Kredite. 

— Der Staatshaushalt wird auch künftig far die Garan-
tie des sozialen Netzes eine groBe Bedeutung haben. 
Bei groBerer Eigenstandigkeit und hoheren Einnahmen 
der Kommunen wird seine Aufgabe vor allem darin be-
stehen, gesetzliche Ansprache, wie Rentenleistungen, 
Kindergetd, Stipendien, durch Zuschasse zu garan-
tieren. 

Der Standpunkt der PDS 
zur okonomischen Starkung der Kommunen 

Der Obergang zu kommunaler Selbstverwaltung er-
fordert politische, rechtliche, okonomische und perso-
nelle Rahmenbedingungen, die in jeder Etappe die voile 
Funktionsfahigkeit der Kreise, Stadte und Gemeinden 
sichert. Die wirtschaftliche Tatigkeit in den Kommunen 
und die sozialen Bedingungen fur das Leben der Barger 
durfen nicht gefahrdet werden. 

Grundlegende Elemente kommunaler Selbstver-
waltung sind Finanzhoheit und kommunales Eigen-
tum. 

Im Rahmen der durchzufuhrenden Steuerreform sind 
den Kommunen kanftig verfassungsmaBig eigene Ein-
nahmen zu sichern. Hierzu sollten gehoren: Steuer-
einnahmen, Zuweisungen der Landes- bzw. Zentral-
regierung, Einnahmen (Gebtihren, Anteilzahlungen der 
Betriebe und Burger an ErschlieBungsmaBnahmen der 
Kommunen, Gewinne kommunaler Unternehmen etc.) 
sowie Kredit. 

Wesentliche Grundlage fur die Finanzierung kommuna-
ler Aufgaben massen Steuern sein, die die Gemeinde 
auf der Basis noch zu erarbeitender Gesetze selbst 
bzw. durch Umverteilung von der Landesregierung er-
halt (z. B. Anteile an Lohn- und Einkommenssteuern, 
Ortliche Verbrauchs-: und Aufwandssteuem, Grund- und 
Gewerbesteuern etc). 

Zusatzliche Finanzierungsquellen far die Kommunen 
bilden die Ausgabe von Obligationen, Beteiligungen 
an Sparkassen sowie an gemischten Gesellschaften, 
z. B. des Tourismus, des Verkehrs sowie Stiftungen, 
Zinsen auf kommunales Vermagen und Pachtein-
nahmen. Die neu geschaffene Maglichkeit zur Auf-
nahme zweckgebundener Kredite sollten die Kommu-
nen insbesondere zur eigenverantwortlichen Losung 
kommunalpolitischer Fragen wie der notwendigen 
Modernisierung ihrer Betriebe, Schaffung von Einrich-
tungen fOr Erholungszwecke (Campingplatze usw.) 
nutzen. Dies sollte ohne Gefahrdung kommunalen 
Eigentums und auf der Grundlage gesetzlich zu fixie-
render Rahmenbedingungen erfolgen. 

Entgegen der bisherigen Praxis sollte eine eigenstan-
dige Finanzplanung und Haushaltsrechnung der Kom-
munen (Vermagens- und Verwaltungshaushalt) ein-
gefuhrt werden und gleichzeitig em n Finanzausgleich 
zwischen dem zentralen Staatshaushalt, den Landern 



PRESSEDIENST 

11.04.90— Beilage Seite 14 

und Kommunen gestaltet werden. Damit soli verhindert 
werden, daB auf Grund differenzierter objektiver Bedin-
gungen gravierende Unterschiede im sozialen Niveau 
fur die Barger entstehen. Das sollte fur bestimmte Ge-
biete mit gezielten regionalen ForderungsmaBnahmen 
durch die Lander/den Staat verbunden werden. 

Den Stadten und Gemeinden sollten Teile des Volks-
eigentums als kommunaies Eigentum abertragen 
werden. Das betrifft Betriebe und Einrichtungen, die far 
die wirtschaftliche Tatigkeit und das Leben der Burger in 
der Stadt und Gemeinde entscheidend sind. Auf ihre 
Entwicklung muB sich demokratische EinfluBnahme 
und offentliche Kontrolle in den Kommunen sachkundig 
konzentrieren. 

Weiter treten wir daftir em, Kapazitaten durch mehrere 
Gemeinden zu schaffen, urn Wirtschaftlichkeit, Aus-
lastung und Vielfalt kommunaler Leistungen zu sichern. 
Erfahrungen der Arbeit von Gemeindeverbanden sollen 
bei der Neugestaltung kommunaler Kooperation aus-
gewertet und zu neuen Formen der Zusammenarbeit 
bzw. des Zusammenschlusses von Gemeinden zur Er-
hohung ihrer okonomischen und sozialen Leistungs-
fahigkeit genutzt werden. 

Insgesamt gehen wir davon aus, daB far em n gut funktio-
nierendes Alltagsleben in den Stadten und Gemeinden 
die VieHalt und Chancengleichheit von kommuna-
lem Gemeineigentum, gehossenschaftlichem und 
privatem Eigentum sowie Mischformen durch 
gegenseitige Beteiligung nicht nur mOglich, sondern 
im Interesse der Barger notwendig sind. 

Die Obertragung von Teilen des Volkseigentums in 
kommunales Eigentum darf nur mit Einverstandnis der 
jeweiligen Kommunen erfolgen. Es setzt eine reale 
Bewertung und gesamtgeselischaftliche Rahmenbe-
dingungen far die Art und Weise der kanftigen Be-
wirtschaftung voraus. 

Es sollte unterschieden werden zwischen kommunalen 
Betrieben und Einrichtungen 

— die voll unter den Bedingungen der Marktwirtschaft 
arbeiten massen, wie kommunale Wirtschaftsunterneh-
men, insbesondere zur Versorgung der Bevolkerung, 
des Handels, der haus- und stadtwirtschaftlichen 
Dienstleistungen, des ortlichen Bauwesens und des 
innerstadtischen Verkehrs, der Erholung und des 
Tourismus; 

— bei denen im Rahmen gemeinnatziger Tatigkeit emn 
ausgewogenes Verhaltnis von finanzieller F6rderung 
und marktwirtschaftlichen Prinzipien erforderlich ist, wie  

Einrichtungen der Kultur und des Sports, vor allem far 
die Jugend; 

— die bei leistungsabhangiger Finanzierung nicht 
marktwirtschaftlichen Prinzipien zum Nachteil der Bur-
ger unterworfen werden darfen, wobei auch hier eine 
hOhere Effektivitat in der Verwendung der Mittel not-
wendig ist, wie Einrichtungen zur Betreuung der Kinder, 
des Bildungswesens, des Gesundheits- und Sozial-
wesens. 

Zu prafen sind rechtliche Begrenzungen far den Verkauf 
kommunalen Eigentums. Insbesondere kurzfristige 
Finanzinteressen konnten in einer Obergangsphase 
zum Verkauf kommunalen Eigentums fahren, der die 
okonomische und soziale Stabilitat und Leistungsfahig-
keit der Kommunen aber langfristig nachhaltig 
schwacht. 

Erweitert werden sollten die Rechte und Pflichten der 
Kommunen auf dem Gebiet der Preisbildung. 

Wir sind dafar, daB die Volksvertretungen in den SIM-
ten und Gemeinden eigenverantwortlich die Preise fur 
Leistungen der Kultur, des Sports und des Erholungs-
wesens festlegen konnen. 

Zu klaren sind Schritte und Rahmenbedingungen fur die 
Oberfahrung volkseigenen Wohnungsbestandes in 
kommunales Eigentum. 

Das ist zu verbinden mit der Ausarbeitung rechtlicher 
Regelungen zur Verfahrensweise far den Erwerb yolks-
eigener Wohnungen durch die bisherigen Nutzer und 
die kunftige Rolle der Kommunen bei der Bewirtschaf-
tung dieser Wohngebaude einschlieBlich notwendiger 
Subventionen. 

In Gemeineigentum befindlicher Grund und Boden und 
damit vorhandene ganstige Standorte sollten im 
Interesse der Kommunen aberlegt und gezielt fur die 
Ansiedlung/Erweiterung von Betrieben und Schaffung 
von Arbeitsplatzen genutzt werden. 

Die PDS tritt in diesem Zusammenhang far eine richtige 
Bewertung des Bodens und die Festlegung von Rah-
menbedingungen durch den Staat fur die Bildung von 
Bodenpreisen em. 

Die PDS wendet sich entschieden gegen jede Form von 
Bodenspekulation. Die PDS ist gegen den Verkauf von 
Grund und Boden, Wohnhausern und Wohnungen an 
auslandische Interessenten. 
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Die Kommunen beteiligen sich an regionalen Struktur-
planungen und der Ausarbeitung regionaler Porde-
rungsprogramme fur die Wirtschafts- und Sozial-
entwicklung. Eigenverantwortlich tragen sie durch Fia-
chennutzungs-, Bauleitplanungen, Stadt- und Dorf-
entwicklungsprogrammen zu einer ausgewogenen 
raumlichen Strukturentwicklung bei. 

Hierzu sind kurzfristig die gesetzlichen Grundlagen fur  

die Raumordnung, die Regionalplanung in Landerver-
antwortung und fur analoge kommunale Planungs-
prozesse neu auszuarbeiten. 

Als Voraussetzung kommunaler Selbstverwaltung sind 
neben zentralen gesetzlichen Regelungen Kommunal-
verfassungen auszuarbeiten. Hierfur sollten einheit-
liche Grundsatze zum lnhalt und Aufbau der Kommu-
nalverfassungen ausgearbeitet werden. 
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